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BEM – Politischer Hintergrund

Ca. 500.000 Kündigungen pro Jahr sind krankheitsbedingt

Chronische Erkrankungen bilden die wesentlichen Ursachen für 
Arbeitsunfähigkeitstage, Behinderungen und Rentenzugängen 
wegen Erwerbsminderung  

Ca. 85 % der Behinderungen gehen auf Erkrankungen zurück, die 
im Laufe eines (Erwerbs-)Lebens entstehen. Die chronischen 
Erkrankungen dominieren.

Der Anteil älterer Arbeitnehmer/Innen an der Erwerbsbevölkerung 
nimmt zu und somit tendenziell das Risiko, krank zu werden.

Demgegenüber stehen wachsende Arbeits- und 
Leistungsanforderungen – wie z.B. Arbeitsverdichtung, Termin-
und Zeitdruck sowie flexibilisierte Arbeitsformen, die den Druck 
auf die Beschäftigten erhöhen und ein hohes Maß an 
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren bergen.
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BEM – Politischer Hintergrund

� „Durch die gemeinsame Anstrengung aller Beteiligten soll ein 
Betriebliches Eingliederungsmanagement geschaffen werden, 
das durch geeignete Gesundheitsprävention das 
Arbeitsverhältnis möglichst dauerhaft sichert. 

� Die Regelung verschafft der Gesundheitsprävention am 
Arbeitsplatz dadurch einen stärkeren Stellenwert, dass die 
„Akteure unter Mitwirkung des Betroffenen zur Klärung 
(Suchprozess) der zu treffenden Maßnahmen verpflichtet sind“

� SGB IX § 3 Vorrang von Prävention                              
Die Rehabilitationsträger wirken darauf hin, dass der Eintritt 
einer Behinderung einschließlich einer chronischen Krankheit 
vermieden wird
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Umbau  sozialrechtlicher Bedingungen:

• Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
durch Hinausschiebung des Beginns von    
Altersrenten

• Kürzere Bezugsdauern von 
Arbeitslosengeld

• weitgehende existenzielle Folgen bei 
darüber hinaus gehender 
Arbeitslosigkeit

• Wegfall von Steuerbefreiungen für 
Abfindungen 

BEM – Politischer Hintergrund



Veränderte Arbeitswelt: Immer weniger 
Beschäftigte müssen immer mehr leisten

Demografische Entwicklung:
Bereits 2005 waren mehr Mitarbeiter in 
Deutschlands Betrieben, über 50 als unter 30. 

2015 wird jeder 3. Beschäftigte älter als 50 Jahre 
sein!

Belegschaften altern bei steigender  
Arbeitsbelastung für den Einzelnen

BEM – Hintergrund



BEM – Prävention nach § 84 Abs. 1 SGB IX

� Eintreten von personen-, verhaltens- oder 
betriebsbedingten Schwierigkeiten im Arbeitsverhältnis, 
die zur Gefährdung des Arbeitsverhältnisses führen 
können,

� Arbeitgeber schaltet möglichst frühzeitig die 
Schwerbehindertenvertretung und die in § 93 genannten 
Vertretungen sowie das Integrationsamt ein, 

� Erörterung aller Möglichkeiten und aller zur Verfügung 
stehenden Hilfen zur Beratung und mögliche finanzielle 
Leistungen, mit denen die Schwierigkeiten beseitigt werden 
können. 

� Ziel: Das Arbeits- oder sonstige Beschäftigungsverhältnis 
möglichst dauerhaft fortzusetzen!

� Akteure unter Mitwirkung des Betroffenen werden damit 
zur Klärung der zu treffenden Maßnahmen verpflichtet.

� Stärkerer Stellenwert für Gesundheitsprävention am 
Arbeitsplatz
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BEM – Prävention nach § 84 Abs. 2 SGB IX

� Vorliegen einer ununterbrochenen oder wiederholten Arbeitsunfähigkeit von 
länger als sechs Wochen innerhalb eines Jahres,

� Arbeitgeber klärt mit der zuständigen Interessenvertretung, bei schwerbehinderten 
Menschen außerdem mit der Schwerbehindertenvertretung die Möglichkeit, wie die 
Arbeitsunfähigkeit überwunden werden und mit welchen Leistungen oder Hilfen 
erneuter Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt und der Arbeitsplatz erhalten werden 
kann. Soweit erforderlich, wird der Werks- oder Betriebsarzt hinzugezogen

� Zustimmung und Beteiligung der betroffenen Person ist erforderlich. Sie oder ihr 
gesetzlicher Vertreter ist zuvor auf die Ziele des Betrieblichen 
Eingliederungsmanagements sowie auf Art und Umfang der hierfür erhobenen 
und verwendeten Daten hinzuweisen

� Arbeitgeber zieht die örtlichen gemeinsamen Servicestellen hinzu. Erforderliche
Leistungen zur Teilhabe oder begleitende Hilfen im Arbeitsleben müssen 
unverzüglich beantragt und innerhalb der Frist des § 14 Abs. 2 Satz 2 erbracht werden

� Die zuständige Interessenvertretungen wachen darüber, dass der Arbeitgeber die ihm 
nach dieser Vorschrift obliegenden Verpflichtungen erfüllt. 
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Grundsatz nach der Gesetzesbegründung:

“Prävention und Rehabilitation statt Entlassung”

Pflicht oder unverbindliche Vorgabe ?
Regelung enthält keine Umsetzungspflicht oder 
Rechtsfolgen (z.B. Ordnungswidrigkeit i.S.von § 156 
SGB IX). Deshalb: Anreiz durch Prämie bzw. Bonus.

aber:
...Arbeitgeber klärt = hat zu klären = MUSS         
und 
...Interessensvertretung = kann verlangen        
und = wacht darüber ... 

(§ 84 Abs. 2 Sätze 6 u.7 SGB IX)



Was ist ein Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM)?

BEM ist ein

Rechtlich regulierter & kooperativer Suchprozess                              

für eine 

gemeinsam tragfähige Lösung zum Erhalt 
des Arbeitsplatzes für den gesundheitlich
beeinträchtigten Mitarbeiter/in und dessen 
sozialer Existenz
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BEM-Zielgruppen 

Ziele: 

Erhalt des bestehenden 
Beschäftigungsverhältnisses

Anpassung von Leistungsprofil und 
Anforderungsprofil 

Ermöglichen von Teilhabe am Arbeitsleben

BEM

Mitarbeiter im 
Krankengeldbezug 

Mitarbeiter in der 
Entgeltfortzahlung

Präventionsfälle



betriebliche 
Auswirkungen

Angst vor Verlust 
des Arbeitsplatzes

Angst vor 
finanziellen
Einbußen

Familiäre 
Probleme

Angst vor 
gesundheitlichen 
Einschränkungen

Erhöhte
Belastungen
für Kollegen 

Unsicherheit für
den Arbeitgeber

Mehrarbeit = Mehrkosten

persönliche  
Auswirkungen

Mitarbeiter krank, was tun!?

Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM)

Ausgangssituation:

www.weinschenk.de/bem



Grundsätzliche präventive Maßnahmen

Überwindung der
Arbeitsunfähigkeit

Betriebliche Prävention 
und Eingliederungsmanagement

Vorbeugung durch 
Hilfen und Leistungen

Erhalt der 
Arbeitsfähigkeit

Erhalt, Förderung der 
Gesundheit

www.weinschenk.de/bem



Prävention muss im Betrieb entwickelt werden 

� Gesundheitsförderung 

� Technische Hilfen 

� Medizinische 
Rehabilitation 

� Berufliche 
Rehabilitation

Betriebliches Eingliederungsmanagement besteht aus
Organisations- und Maßnahmenentwicklung und 

Einzelfallregelung

� Arbeitsorganisation

� Arbeitsplatzgestaltung

� Arbeitszeit

� Personalplanung

� Stufenweise 
Wiedereingliederung

www.weinschenk.de/bem



Identifikation von

- Langzeitkranken

- Mehrere Kurzzeiterkrankungen
Einrichtung eines 
Frühwarnsystems

Identifikation von

- auffälligen Krankheitsständen

- auffälligen Fluktuationen

Einzelfallbezogen Bereichsbezogen

Feinanalysen

- Datenauswertungen

- „KÜMMERN vor Ort“

Medizinische
Rehabilitation

ggf. Rente

Hilfe

Berufliche
Rehabilitation,

Belastungs-
reduzierung,

Arbeitsplatz-
gestaltung,

Umsetzung,

Qualifikation

Konsequenz

Wiederholte
Folgegespräche,

Medizinischer
Dienst der
Krankenkasse,

Evtl. arbeitsrechtl.
Schritte

Maßnahmenkatalog

Verhandlung und Abschluss von Kooperationen

Umsetzung „Luxemburger Deklaration“ zur Betrieblichen

Gesundheitsförderung

Förderung der Führungs- und Sozialkompetenz

Förderung von Information, Motivation, Identifikation

Flexibilisierung der Arbeitssysteme (Zeit, Takt, Soll)

Arbeitsplatzgestaltung 

Organisationsentwicklung - Gesundheitsmanagement

Arbeitsmedizinische
Begutachtung:

Belastung

Leistungsbild

Übersicht über Präventionsmaßnahmen

Gefährdungsbeurteilung
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Mögliche Phasen eines BEM (1/2)

Feststellung der 
Arbeitsunfähigkeit

Einleitungsphase Klärungsphase 1. Suchprozess “intern”

•monatliche Feststellung

•mind. 6 Wochen AU

oder wiederholter AU  

•MA/Krankengeldbezug

•MA/Entgeldfortzahlung

•Häufige Kurzerkrankungen

•? Erkrankungen / 12 Monate

•AU-Liste an BEM-Team

Mitbestimmung

Betriebsrat beachten

SBV = Zuständig für

Prävention & Rehabilitation

•AN wird angeschrieben

•Auswahlmöglichkeit der 

Ansprechpartner

•Termin für Erstgespräch

•Einzelfallmanagement

•“Kümmerer” ermittelt 

Handlungsbedarf ,

wenn ja: Start BEM-

Prozess

•Bei Nein: BEM-Ende

•Vorstellung und 

Aufklärung BEM

•Einverständnis-

erklärung

•Info an BEM-TEAM

•Vorgehensweise erläutern

•Schrittweiser interner 

Lösungs-Prozess

•Arbeitsplatzbeschreibung 

•Gefährdungsbeurteilung

•Gesundheitssituation

•Situationsanalyse

•Maßnahmen planen

•Hilfen/Leistungen intern

•„Runder Tisch/BEM-Team“

•Ergebnis: Intern kommt 

keine Lösung zustande -

2.Suchprozess mit externer 

Beteilung (ev. Reha-

Assessment)
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Mögliche Phasen eines BEM (2/2)

2. Suchprozess + 
“externe”

Eingliederungsphase
Betriebliche 
Bewertung

Maßnahmen
erfolgreich?

•Einbindung der externen 

Partner mit an den “Runden 

Tisch” + BEM-Team

•Welche Hilfen/Leistungen 

extern? Mögliche Maßnahmen 

abklären + umsetzen: 

Arbeitsplatzbegehung, tech. 

Hilfen, finanz. Zuschuss bei 

Leistungsminderung, med. 

Reha, Reha-Assessment

•Vorgehen planen:

1.Situationsanalyse 

2.Maßnahmen festlegen

3. zeitlichen Rahmen abstecken

4.Umsetzung Prüfen

5.Wirksamkeit Prüfen 

(Evaluation)

•Ziele, Verlauf 

und Qualität im

Einzelfall

•Eingliederungsplan

•Stufenweise 

Wiedereingliederung

•Umsetzung im Betrieb 

•Dokumantation

•4-8 Wochen nach 

Eingliederung

•“Runder Tisch”

•Abschlussprotokoll

www.weinschenk.de/bem



SBV

Arbeitgeber

BR

Intern, ggf.: 

Betriebsarzt

Fachkraft für 
Arbeitssicherheit

Sicherheitsbeauftragte

Suchthelfer

Sozialberatung

.

.

Personalabteilung 
Vorgesetzte bzw. 
Führungskräfte

Arbeitsschutzausschuss
Arbeitskreis Gesundheit
Gesundheitszirkel

Extern:
Kooperationspartner  
Reha-Servicestelle
Rehabilitationsträger
Integrationsamt

.

.

Beteiligte Akteure am BEM

Mitarbeiter/in

www.weinschenk.de/bem



Initiativrecht & Mitbestimmung des BR, PR & SBV

Bei der Planung von 
Gesundheitsförderungs-

maßnahmen

� Erhebung und Analyse von Belastungsquellen und 
Gesundheitsgefahren: Arbeitsplatzbeschreibung,  
Gefährdungsbeurteilung, Dokumentation und Unterweisung

� Planung und Umsetzung von Maßnahmen zur 
Gesundheitsförderung für ALLE Beschäftigte: 
Mitarbeiterbefragung, Gesundheitsberichte und 
Gesundheitszirkel …

� Ausgestaltung der präventiven Maßnahmenentwicklung

� Ausgestaltung und Umsetzung des Betrieblichen 
Einzelfallmanagements 

� Frühzeitige Einbindung außerbetrieblicher Institutionen

� Entwicklung betriebsnaher bzw. ortsnaher Reha-Konzepte

� Öffentlichkeitsarbeit im Betrieb

� Orientierungsphase: Ausgestaltung einer Betriebs- bzw. 
Dienstvereinbarung

www.weinschenk.de/bem



Betriebliches
Gesundheitsmanagement

AuG
Arbeitssicherheit
und
Gesundheitsschutz

BEM
Betriebliches 
Eingliederungs-
management

BGF
Betriebliche Gesundheits-
Förderung für alle Beschäftigte

Ziele: “gesund bleiben“         „wieder arbeiten“        “gesünder werden/erhalten“

Einordnung „BEM“ im Haus der Gesundheit im Betrieb

Betriebliche Gesundheitsstrategie = Notwendige Wege zu mehr Gesundheit

Unternehmens-/
Personalleitung

Organisation/Führung

Betriebsrat
SBV

Beschäftigte

www.weinschenk.de/bem



Betriebliche Gesundheitsförderung 
– was ist gemeint?

Luxemburger Deklaration zur betrieblichen 
Gesundheitsförderung in der Europäischen Union vom 
November 1997

„Betriebliche Gesundheitsförderung (BGF) umfasst alle 
gemeinsamen Maßnahmen von Arbeitgebern, Arbeitnehmern 
und Gesellschaft zur Verbesserung von Gesundheit und 
Wohlbefinden am Arbeitsplatz. 
Dies kann durch eine Verknüpfung folgender Ansätze 
erleichtert werden:

� Verbesserung der Arbeitsorganisation und der 
Arbeitsbedingungen

� Förderung einer aktiven Mitarbeiterbeteiligung
� Stärkung persönlicher Kompetenzen

www.weinschenk.de/bem



Das „Zentralgesetz“ zur Prävention am Arbeitsplatz
Das Arbeitsschutzgesetz vom 20.8.1996

Der betriebliche Arbeits- und Gesundheitsschutz ist eines 
der entscheidenden Instrumente, um Arbeit 

menschengerecht zu gestalten und mit der Lebenswelt 
des Einzelnen in Übereinstimmung zu bringen. 

Die Prävention umfasst vier große Bereiche: 
Bewegungsgewohnheiten - Ernährung -

Stressbewältigung/Entspannung - Suchtmittelkonsum

Gesunde Arbeit = Gute Arbeit

www.weinschenk.de/bem



Dazu gehören drei Gesetze im vernetzten betrieblichen Umfeld:

Arbeitsschutzgesetz: Gefährdungsbeurteilung, Unterweisung & Dokumentation

Betriebsverfassungsgesetz: Mitbestimmung & frühzeitiges Einbinden

Sozialgesetzbuch IX: Prävention / Rehabilitation / Gesundheit erhalten

ABS-System
Gesunde Arbeit = Gute Arbeit.

Prävention durch Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM)

Arbeits- und Gesundheitsschutz, Prävention, 
frühzeitige Rehabilitation und 

Gesundheitsförderung ist 
eine Investition in die Zukunft



Datenschutz im BEM 

Grundsatz: Richtlinien des Bundesdatenschutzgesetz und der 
Datenschutzzentren der Länder müssen eingehalten werden.

Das heißt, dem Datenschutz muss im BEM vertiefend Rechnung getragen 
werden! 

Wesentliche Punkte:
Datenschutz und  Schweigepflicht / Datenerhebung und Verwendung 
Verschwiegenheitserklärung und Sensibilisierung des BEM-TEAMS 
Umgang und Vernichtung der BEM-Akte (max. 3 Jahre Aufbewahrung)
Nur betrieblichen Maßnahmen und die damit erzielten Ergebnisse
kommen in die Personalakte
Aufbewahrung von Daten zum BEM in extra BEM-Akte / Ort der Daten
Vernichtung bzw. Übergabe von Daten zum BEM

Datenschutz im BEM



Zentrale Bedeutung:

Vertrauen,

Gesprächsführung,

Betriebsklima 

… und wer springt morgen ein, wenn Karl krank wird?

www.weinschenk.de/bem



§ 81 SGB IX - Arbeitgeberpflichten

� die  vertraglichen Arbeitsbedingungen den nachlassenden 
Fähigkeiten anpassen (§ 81 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1  SGB IX), 

� die Arbeitsstätten behinderungsgerecht einrichten und 
unterhalten (§ 81 Abs.4 Satz 1 Nr. 4  SGB IX),

� unter Berücksichtigung der Behinderung und ihrer 
Auswirkung auf die Beschäftigung das Arbeitsumfeld, die 
Arbeitsorganisation und die Arbeitsabläufe so umgestalten, 
dass der schwerbehinderte Beschäftigte entsprechend 
seinen Fähigkeiten und Kenntnissen arbeiten kann und auch 
noch die Chance hat, sich weiter zu entwickeln (§ 81 Abs.4 
Satz 1 Nr.1 und 4  SGB IX),  

www.weinschenk.de/bem



BAG-Urteil 
zu Pflichten des Arbeitgebers  § 81 SGB IX

• Es genügt, wenn der schwerbehinderte Arbeitnehmer 
Beschäftigungsmöglichkeiten aufzeigt, die seinem infolge 
der Behinderung eingeschränkten Leistungsvermögen und 
seinen Fähigkeiten und Kenntnissen entsprechen. Der 
Arbeitgeber hat sich hierauf substantiiert einzulassen und 
Tatsachen vorzutragen, aus denen sich ergibt, dass solche 
behinderungsgerechte Beschäftigungsmöglichkeiten nicht 
bestehen oder deren Zuweisung ihm unzumutbar ist. Hierzu 
gehört auch die Darlegung, dass kein entsprechender freier 
Arbeitsplatz vorhanden ist und auch nicht durch Versetzung 
freigemacht werden kann - § 81 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 SGB IX

• BAG, Urteil vom 10.05.2005 – 9 AZR 230/04 – sowie Urteil 
vom 14.03.2006 – 9 AZR 411/05 -
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BAG-Urteil von 2006 

• Ziel des BEM ist die frühzeitige Klärung, ob und welche 
Maßnahmen zu ergreifen sind, um eine möglichst 
dauerhafte Fortsetzung des Beschäftigungsverhältnisses zu 
fördern. 

• Die Maßnahmen dienen damit letztlich der Vermeidung der 
Kündigung und der Verhinderung von Arbeitslosigkeit 
erkrankter und kranker Menschen. 

• BAG NZA 2006, 442 + BB 2008, 277 

www.weinschenk.de/bem



BAG-Urteil
Stufenweise Wiedereingliederung 

• Für  schwerbehinderte Arbeitnehmer hat das BAG 
jetzt Klarheit geschaffen. Sie können nach § 81 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 SGB IX die Beschäftigung zur 
stufenweisen Wiedereingliederung verlangen.

• Der Arbeitgeber hat eine Mitwirkungspflicht. 

• BAG 13.06.2006 - 9 AZR 229/05-
Behindertenrecht 2006, 147

www.weinschenk.de/bem



BAG-Urteil zum
Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM)

Der Fall des Bundesarbeitsgerichts:
Arbeitgeber bietet Arbeitnehmerin Reha-Maßnahme im Rahmen eines BEM ein, die 
Arbeitnehmerin verweigert. Arbeitgeber kündigt Arbeitnehmerin daraufhin 
krankheitsbedingt. 

Bundesarbeitsgericht: BEM war nicht ausreichend. Arbeitgeber hätte im Rahmen des 
BEM auch Widerstand der Arbeitnehmerin überwinden müssen. 

Fazit: Arbeitgeber sollten sich bewusst machen, dass sie im Rahmen des BEM eine sehr 
aktive Rolle spielen müssen. Denn immerhin sind sie und nicht die erkrankten 
Arbeitnehmer für die Organisation des BEM verantwortlich, d.h. die Pflicht, die 
verschiedenen Personen und Stellen an einen Tisch zu bringen, trifft den Arbeitgeber. 

Mit dieser Entscheidung hat das BAG klargestellt, dass es keinesfalls genügt, 
vor Ausspruch einer krankheitsbedingten Kündigung ein bis zwei 

Rückkehrgespräche zu führen, um damit das Thema BEM „abzuhaken“.

Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) und krankheitsbedingte Kündigung 
(BAG vom 10.12.2009 - 2 AZR 400/08)
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Das BAG nutzt die Gelegenheit, um auf einige Grundsätze zu § 84 Abs. 2 SGB IX
hinzuweisen:

1. Nach § 84 Abs. 2 SGB IX entspricht jedes Eingliederungsmanagement den gesetzlichen Erfordernissen, 
das die zu beteiligenden Personen und Stellen unterrichtet und sie – gegebenenfalls abhängig von ihrer 
Zustimmung – einbezieht, das ferner kein vernünftigerweise in Betracht zu ziehendes Ergebnis 
ausschließt und in dem die von diesen Personen und Stellen eingebrachten Vorschläge erörtert werden.

2. Das Gesetz schreibt für das betriebliche Eingliederungsmanagement (BEM) weder bestimmte Mittel vor, 
die auf jeden – oder auf gar keinen – Fall in Erwägung zu ziehen sind, noch beschreibt es bestimmte 
Ergebnisse, die das Eingliederungsmanagement haben muss oder nicht haben darf. Es besteht keine 
Verpflichtung, eine Verfahrensordnung aufzustellen.

3. Das Gesetz vertraut darauf, dass die Einbeziehung von Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Betriebsrat und 
externen Stellen sowie die abstrakte Beschreibung des Ziels ausreichen, um die Vorstellungen der 
Betroffenen sowie internen und externen Sachverstand in ein faires und sachorientiertes Gespräch 
einzubringen, dessen näherer Verlauf und dessen Ergebnis sich nach den – einer allgemeinen 
Beschreibung nicht zugänglichen – Erfordernissen des jeweiligen Einzelfalls zu richten haben.

4. Das BEM verlangt vom Arbeitgeber nicht, bestimmte Vorschläge zu unterbreiten. Vielmehr hat es jeder 
am BEM Beteiligte – auch der Arbeitnehmer – selbst in der Hand, alle ihm sinnvoll erscheinenden 
Gesichtspunkte und Lösungsmöglichkeiten in das Gespräch einzubringen.

BAG-Urteil zum
Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM)
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BAG-Urteil zum
Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM)

Mindeststandards eines BEM-Verfahren

BAG-Anforderungen an das BEM gemäß § 84 II SGB IX 
(BAG vom 10.12.2009 - 2 AZR 198/09)

„BEM ist ein rechtlich regulierter Suchprozess, der individuell 
angepasste Lösungen zur Vermeidung zukünftiger AU ermitteln soll.“

(1) Die gesetzlich vorgesehene Personen sind zu beteiligen und eine Klärung 
ernsthaft zu versuchen.

(2) Den gesetzlichen Anforderungen entspricht jedes Verfahren, 
„das die zu beteiligenden Stellen, Ämter und Personen einbezieht,
das keine vernünftigerweise in Betracht zu ziehende Anpassungs- oder 
Änderungsmöglichkeit ausschließt und in dem die von den Teilnehmern 
eingebrachten Vorschläge sachlich erörtert werden.

Ziel: 1. Betriebsinterner Lösungs- und Suchprozess
2. Lösungs- und Suchprozess mit externer Beteiligung

(Reha-Assessment: Überprüfung der Belastbarkeit, Arbeitserprobung …

www.weinschenk.de/bem
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BEM-Regeln unterliegen § 87 Abs. 1 BetrVG

BEM ist gesetzliche Pflicht, die mindestens mittelbar auch dem 
Gesundheitsschutz dient

Konkretisierung dieser Pflicht muss betrieblich gestaltet werden, 
verschiedene Verfahren möglich

Regelung der Verfahren daher durch Betriebsvereinbarung und/oder 
Einigungsstelle

Vgl. ArbG Dortmund, 20.6.2005 – 5 BV 48/05 und www.iqpr.de 
Forum B 9 / 2006

BAG 1 ABR 45/08 am 18.08.2009

BAG-Urteil
Organisation von BEM durch betriebliche Mitbestimmung
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BAG-Urteil
Eingliederungsmanagements nach § 84 Abs. 2 SGB IX besteht für 

alle Arbeitnehmer, nicht nur für behinderte Menschen

War der Arbeitnehmer innerhalb eines Jahres insgesamt länger als 6 Wochen 
krank, so besteht für den Arbeitgeber vor Ausspruch einer krankheitsbedingten 
Kündigung grundsätzlich die Verpflichtung zur Durchführung eines betrieblichen 
Eingliederungsmanagements (BEM) nach § 84 Abs. 2 SGB IX. 

Wurde ein solches BEM nicht durchgeführt, so muss der Arbeitgeber im 
Kündigungsschutzverfahren von sich aus substantiiert darlegen, aus welchen 
Gründen sowohl eine Anpassung des bisherigen Arbeitsplatzes an dem 
Arbeitnehmer zuträgliche Arbeitsbedingungen als auch die Beschäftigung auf 
einem anderen – leidensgerechten – Arbeitsplatz ausscheidet. 

Das Unterlassen eines BEM ist nur dann „kündigungsneutral“, wenn der 
Arbeitnehmer der Maßnahme trotz ordnungsgemäßer Aufklärung nicht zustimmt.

BAG Urteil vom 24.03.2011 2 AZR 170/10
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Vielen Dank für 
Eure 

Aufmerksamkeit

Noch Fragen??!
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